
Bundessozialgericht

Aégg_}_5éel2llééh__
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in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionsbeklagter5

g e g e n

Oo°onaaouaooooooonen9ooao°ooooocnoooooooooooo°uooooo°o

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der l° Senet des Bundessozialgerichts hat am 500 Sep—1
tember 1969 ohne mündliche Verhandlung durch

Präsident ' Prof° Dr° w a n nag & t

- Vorsitzender —‚
Bundesrichter Dr° H a u g 9
Bundesrichter Dr° S c h u b e r t 9
Bundessozialrichter Dr„ C o n r a d y und

Bundessozialrichter B e n e d y e z u k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 280 Mai 1968

aufgehobeno

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwieseno
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Die Beteiligten streiten darüber% ob der Kläger in der
Zeit von Juni 1945 bis Juni 1947. während der er nach

seinen Angaben ohne Arbeit gewesen ist. eine an den

Wehrdienst anschließende Zeit unverschuldeter Arbeits—

losigkeit im Sinne von % 28Abs° l Nro l Angestellten—

versioherungsgesetz (AVG) zurückgelegt hat° Der Kläger

will erreichen. daß diese Zeit als Ersatzzeit in seine
Versicherungsunterlagen eingetragen wird (@ 154'Ab5° 5

AVG i°V.m„ % 17 Abs. 5 der vom Bundesminister für

Arbeit und Sozialordnung (BMAUS) am 27 Mai 1964 er—
lassenen "Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über Verm

sicherungskarten und Aufrechnungsbescheinigungen in

der Rentenversicherung der Arbeiter und der Rentenver—

sicherung der Angestellten" — VVA — in der Fassung vom
200 Februar 1968 — Beilage zum Bundesanzeiger Nro58/68—).

Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG)

hat der am 21. Juni l945*au3'dem“Wehrdienst zurückge—

kehrte Kläger seinen Vorbereitungsdienst als "höherer

Gerichtsreferendar und K.Assessor" erst am 16 Juli 1947

wieder aufnehmen können° Im Dezember 1964 beantragte er
bei der Beklagten. die Zeit vom 22° Juni 1945 bis zum
30. Juni 1947 als Ersatzzeit (Zeit einer an den Wehr-
dienst anschließenden unversohuldeten Arbeitslosigkeit).

‘anzuerkenneno Dabei bezog er sich auf eine (private)

Bescheinigung eines Verwaltungsgerichtsdirektors Dr°

' O. R’f'::;:::::::::::::::::.111111t:r:::::j;'‚Die Beklagte sah die geltend gemachte

Arbeitslosigkéit nicht als unverschuldet an9 weil der
Kläger keinen Anspruch darauf gehabt habe5 nur seiner

Vorbildung ent5prechend beschäftigt zu werden9 aber in

der Lage gewesen sei. auch andersartige Beschäftigun-

gen au12unehmen; sie lehnte das Ansuchen des Klägers mi*

Bescheid und Widerspruchsbescheid ab ’

_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


" 5 "‘ 1

Das Sozialgericht (SG) München gab der Klage statt; es
verurteilte die Beklagtes die geltend gemachte Ersatzzeit

im Sinne von € 28 Abs° l Nr° 1 AVG anzuerkennen und vorzu—
merken (Urteil vom 5„10°1967)„ Die Berufung der Beklagten

war ohne Erfolg; auch das LSGkam zu dem Ergebnis? der
Kläger sei im Anschluß an deanehrdienst bis Juni 1947 un—
verschuldet arbeitslos im Sinne von s 28 Abs„ 1 Nr„ 1 AVG
gewesen (Urteil vom 2805°1968)„„

Die von der Beklagten rechtzeitig und formrichtig eingelegte

und begründete Revision ist9 obwohl das LSG im angefochtenen

Urteil das Rechtsmittel nicht zugelassen hat} nach 5 162 Absol
Nr° 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthaft; das LSG hat
bei seiner Urteilsfindung gegen wesentliche Verfahrensvor—

schriften verstoßen° Die Beklagte macht in dieser Hinsicht

geltend9 das LSG habe die Grenzen des Rechts der freien Be—

weiswürdigung überschritten (Verstoß gegen 5 128 Abs„ 1 SGG)9

weil es sich auf angenommene9 in Wirklichkeit nicht bestehende

allgemeine Erfahrungssätze gestützt und im Zusammenhang damit

auch den Grundsatz der Amtsermittlung (% 105 SGG) verletzt

habe° Dieses Vorbringen trifftQ wie die Gründe des angefoch—
tenen Urteils in Verbindung mit dem übrigen Akteninhalt er—
geben? im wesentlichen zu° Der Senat kann über die Revision ‚
weil die Beteiligten sich damit einverstanden erklärt haben

(5 124 Abso'2 SGG)9 ohne mündliche Verhandlung entscheidena

Das angefochtene Urteil geht davon aus? für die Annahme einer
unverschuldéten Arbeitslosigkeit im Sinne von 5 28 Abs° l
Nr° 1 AVG müsse ein ernsthaftes und fortlaufendes Bemühen

um Arbeit vorausgesetzt werden„ Dies werde nach 5 17 Abs° 5

VVA durch Vorlage der Meldekarte oder einer Bescheinigung
des Arbeitsamts nachgewiesen° Solche Unterlagen habe der

Kläger nicht vorgelegt° Jedoch könne ihm nicht widerlegt

werden„ daß er sich nach der Rückkehr aus dem Wehrdienst
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beim zuständigen Arbeitsamt nicht nur zur Erlangung von
Lebensmittelkarten gemeldet habe° Das gleiche gelte_für

sein Vorbringen9 sich auch selbst um Beschäftigungen be—

müht zu habeno Daß er gleichwohl keine Arbeit erhalten

habe? erkläre sich aus den Verhältnissen in der streiti-

gen Zeit° Damals sei die Nichtzuweisung einer Arbeit durch

das Arbeitsamt nichts außergewöhnliches gewesen; auch sei
der Kläger noch nicht entnazifiziert gewesen° Nach dem

Gesetz Nr° 8 der Militärregierung sei für den Kläger als
ehemaliges Mitglied der NSDAP der Arbeitsmarkt nicht nur

für Tätigkeiten entsprechend seiner Ausbildung„ sondern

auch für sonstige Arbeiten weitgehend Verschlossen gewese■Z“““W”

Gerichtsbekannt sei auch? daß selbst bei eigener Initiative

zur Erlangung einer Beschäftigung die zwangsläufig vom

Arbeitgeber vorzunehmende Meldung der Arbeitsaufnahme beim

Arbeitsamt für einen noch nicht Entnazifizierten ohne wei—

teres zur Folge haben konnte9 daß die Weiterbeschäftigung

vom Arbeitsamt untersagt werden wäre° Bei dieser Sachlage

komme es nicht darauf an? daß der Kläger seine Meldekarte

nicht mehr vorlegen könne und beim zuständigen Arbeitsamt
die Unterlagen nicht mehr vorhanden seien° Wie auch der

Direktor des Arbeitsamts Würzburg in einem (privaten)

‘Schreiben an den Kläger mitgeteilt habe? habe das Arbeits—

marktgeschehen in den Jahren 1945 bis 1947 den schon vom
Sozialgericht richtig gekennzeichneten Tendenzen entspro—

chen° Danach sei das Ergebnis gerechtfertigt9 daß der Klä—

ger ausschließlich wegen der damals herrschenden Verhält—

nisse weder eine seinen Kenntnissen entsprechende noch eine

sonstige Tätigkeit zugewiesen erhalten habe°

Gegen diese Urteilsgründe bestehen.Bedenkeni Das LSG ist„„„„„„„

zwar mit Recht von der Annahme ausgegangen‚ eine unver-

schuldete Arbeitslosigkeit im Sinne von € 28 Abs° l Nro 1

AVG setze udao Arbeitswilligkeit voraus9 die sich in einem
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ernsthaften und fortlaufenden Bemühen um Arbeit zeigen

Für den Begriff der Arbeitslosigkeit? der in 5 28 Abs° 1
AVG mit dem Zusatz "unverschuldet" an mehreren Stellen

wiederkehrt9 kann zwar? soweit die geltend gemachte Ersatz—

zeit — Wie hier — in den ersten Jahren nach dem Zusammen—

bruch 1945 liegt? nicht auf einen im Recht der Arbeits—

losenversicherung damals geltenden gleichen Rechtsbegriff

zurückgegriffen werden° Denn die nationalsozialistische

Gesetzgebung bis 1945 hat das Recht der Arbeitslosenver—

sicherung„ wie es im AVAVG von 1927 geregelt war‚ im Laufe

. „.. der Jahre-“ auf-“eine"- v0111ganderedmndiagsgestellt (vgl.; _ ‘

Draeger—Buchwitz—Schönefelder, AVAVG‚ Einführung„ 8° 47 —
49) und dabei auch den Begriff der Arbeitslosigkeit? den
5 89 a AVAVG idF der Novelle vom 120 Oktober 1929 — BGBl I

162 —enthalten hatte‚ beseitigt (% 9 der VO über Arbeits—
losenhilfe vom 50 September 1959 — BGBl I 1674)° Gleich-

wohl kann der Begriff der — hier an den Kriegsdienst an—
schließenden - Arbeitslosigkeit icsq von 5 28 Abso 1 AVG
keine andere Auslegung erfahren als sonst ganz allgemein

im Recht der Arbeitslosenversicherung; er setzt auch hier

voraus? daß der Versicherte in der fraglichen Zeit unfrei—

willig ohne Arbeit3 arbeitsfähig und arbeitswillig ge—

wesen ist; der Versicherte muß ernstlich bereit und fähig

gewesen sein9 eine seinem Leistungsvermögen entsprechende

Arbeit auszuüben (vgl° die Urteile vom 14„5°l968 » 11 RA

62/65 —und vom 500101969 - 5 mm 155/65 —-abgedro in SozR
Nr° 57 zu 5 1251 RVO)° Daß dabei der Arbeitswilligkeit des

Versicherten besondere Bedeutung zukommt? ergibt sich aus
dem Zusatz des Wortes "unverschuldet" im Gesetz; danach

scheidet eine Arbeits1051gkeit aus9 deren Ursachen vor—
."wiegend dem Verantwortungsoere1ch des VerSicheruen zuzu—

rechnen sind° Unverschuldet ist die Arbeitslosigkeit dann‘.)

wenn der Versicherte sich nachhaltig um Arbeit bemüht und

sich in der Regel beim Arbeitsamt fortlaufend ordnungsgemäß
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als Arbeitsuchender gemeldet hat9 vom Arbeitsamt jedoch
bescheinigt wird? daß ihm Arbeit nicht habe vermittelt
werden können) und wenn keine Umstände festzustellen sind:) '
die die Verhängung einer Sperrfrist durch das Arbeitsamt *

gerechtfertigt hatten (so das Urteil vom 14°5°1968; vgl°
auch Jantz—Zweng$ Das neue Recht der Rentenversicherung
der Arceiter und deréngestellärezz3 Anno II ? zu 5 2252 RVG;
VerbKomms Anm° 15 zu 5 1251 EVO; Gesamtkommc‚ Anm° 4 zu
5 1251 RVO;Elsholz—Theile$ Die gesetzliche Rentenversiche—
rung9 Nro 54 Anm„ 8 C zu € 1251 RVG; BrackmanmJ Handbuch der
Soners9 S° 675)° Ob in besonderen Fällen? insbesondere beim
Vorhandensein sonstiger Nachweise für intensive Bemühungen'

um einen Arbeitsplatz‚ von der Notwendigkeit der Meldung
beim Arbeitsamt abgesehen werden kanna‘wie der 55 Senat des

Bundessozialgeri6hts in dem genannten Urteil vom 50„Jahuär 1969

angenommenhatg braucht nicht entschieden zu werden? weil
ein solcher Ausnahmefall hier nicht vorliegt°

Anders als im Recht der Beamtenversorgung3 das die "amtlose
Zeit" (80501945 bis 5103„1951) auf die ruhegehaltsfähige

Dienstzeit der Beamten Ohne weiteres anrechnet (@ 18l Abs° 5
Satz 2 des BundesbeamtengesetZes und g 55 Abs° ; des Ge—

setzes zu Art„ 151 GG)9 Verlangt das Recht der gesetzlichen
Rentenversicherunga daß die Ersatzzeiten nachgewiesen werden
(5 154 Abs„ 5 AVG)O Diesen Nachweis9 den der Kläger für die
streitige Zeit nicht mit den in 5 17 Abso 5 VVA genannten

Unterlagen (Meldekarteg Bescheinigung des Arbeitsamts oder
sonstige amtliche Bescheinigungen) erbringen kannJ läßt sich
aber entgegen der Auffassung des LSG nicht ausschließlich

aus einer Betrachtung der damaligen Verhältnisse auf dem

allgemeinen Arbeitsmarkt gewinnen9 wie sie sich nach den

Erfahrungen des LSG darstellen° Auch kann das Erfahrungs—
Wissen? welches das LSG seiner Entscheidung zugrunde gelegt
hat‚ nichta jedenfalls nicht in vollem Umfang? als richtig
anerkannt werdeno
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Dies gilt schon für die Annahme des LSG9 in der frag—

lichen Zeit sei dem Kläger wegen seiner Zugehörigkeit

zur ehemaligen NSDAP der Arbeitsmarkt praktisch ver—

schlossen gewesen? so daß er trotz seiner Meldung beim

Arbeitsamt "kaum" Arbeiten zugewiesen erhalten konnte° '

Nach dem Gesetz der Militärregierung Nr() 8 vom 285901945

und der darauf beruhenden "Fragebogenaktion" der ameri«

kanischen Besatzungsmacht war zwar die Beschäftigung

eines Mitglieds der NSDAP oder der ihr angeschlossenen

Organisatiomnlmä.Ausnahme der Beschäftigung in gewöhn—

licher Arbeit verboteno Die Einhaltung dieses Verbote

wurde durch Strafandrohungen gegen Arbeitgeber‚ Arbeit—

nehmer und gegen jede sonst zuwiderhandelnde Person ge—

sichert„ Jedoch war die Beschäftigung "in gewöhnlicher

Arbeit” ausdrücklich erlaubt() Darunter waren nach dem

Gesetz und der Ersten Ausführungsverordnung dazu vom

120 Oktober l945 zu verstehen: gelernte? ungelernte und

büromäßige Arbeiten und Dienste in einer untergeordneten

Stellung9 in welcher der Arbeitnehmer weder in einer auf-
siehtführendena leitenden oder organisatorischen Posi—
tion tätig war? noch an der Einstellung und Entlassung

von Arbeitnehmern oder der Bestimmung der Arbeitsbe—

dingungen oder der Gesehäftspolitik des Unternehmens

mitwirkteo Diese Bestimmungen galten auch im Freistaat

Bayern und damit am Wohnort des Klägers (vgl.o die an
die Landesarbeitsämter„ Arbeitsämter und Nebenstellen

gerichteten Erlasse vom 260 und 27oll°l945 im Amtsblo

des Bayer° ArboMino l946‚ l7)o Daraus ergibt sich? daß
für den Kläger als von den genannten Maßnahmen Betroffe—

nen der Arbeitsmarkt zwar insofern eingeschränkt war?
als ihm die Ausübung bestimmter Besehäftigungen oder
Tätigkeiten versagt war; es bestand aber für ihn kein

generelles Arbeitsverbot (vglo Urteil vom l4„5d968)9
vielmehr hatte er die Möglichkeit? in ein versicherunge—

pfliehtigee Beschäftigungsverhältnis einzutreten und
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sich den notwendigen Lebensunterhalt zu verdienen° Die als

gerichtsbekannt bezeichnete Annahme des LSG? der Kläger habe
kaum Aussicht gehabt7 trotz Meldung beim Arbeitsamt Arbeiten
zugewiesen zu erhalten? ent5pricht daher — soweit es sich um
Beschäftigungen in gewöhnlicher Arbeit handelt — weder der

damals in der amerikanischen Besatzungszone geltenden Rechts—

lage nosh den damaligen tatsächlichen Verhältnissen° Das

gleiche gilt für die als gerichtsbekannt bezeichnete Annahme

des LSG? daß auch die Weiterbeschäftigung in einer selbst

beschafften Arbeitsstelle vom Arbeitsamt untersagt werden

konnte; auch hier besteht kein allgemeiner Erfahrungssatz9

soweit es sich um eine für den Kläger erlaubte Arbeit ge—
handelt hato' " ” ‘ ‘ ’

Gegen die Auffassung des LSG über die Arbeitsmarktverhält—

nisse in der fraglichen Zeit spricht auch 5 4 der Ergänzunge—
verordnung über eine vorläufige Regelung der Arbeitslosen—

unterstützung für den Winter 1946/47 vom 5° Dezember 1946

(Bayero GVBl 1947? 44); hier sind in Abs° 8 die Fälle an—
gesprochen? daß jemand Arbeitsmöglichkeiten beharrlich

nicht nutzto seiner Registrierungspflicht9 obgleich arbeits—°

los? nicht ordnungsgemäß nachgekommen ist oder die Bemühun—

gen9 ihm Arbeit zu verschaffen„ beharrlich vereitelt° Einer

solchen3 weit über die Tatbestände im AVAVG hinausgehenden

Bestimmung hätte es sicher nicht bedurft9 wenn die Verhält—
nisse in Bayern allgemein so gewesen wären? wie sie das LSG

in dem angefochtenen Urteil gesehen hat° Ob gegenüber der

bestehenden Rechtslage die tatsächlichen Gegebenheiten am
Wohnort des Klägers andere waren und es dem Kläger aus tat—

sächlichen Gründen trotz seines angeblichen Bemühens um

Arbeit nicht möglich gewesen ist3 eine solche zu erhalten9

kann aber nicht mit einer bloß pauschalen Betrachtung der

Verhältnisse und allgemeinen Erfahrungen beurteilt werdeno
Dafür hätte es eines Eingehens auf die besondere Lage des

Klägers„ seine Arbeitsbemühungen und die an seinem Wohnort

bzw° in dessen Umgebung bestehenden Arbeitsmöglichkeiten

bedurft° Hierüber gibt das angefochtene Urteil keinen Auf—

schluß° 'f
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Erfahrungssätzew die der Richter eigener Sachkunde ent—

nimmt? unterliegen als Rechtssätze der Nachprüfung auf ihre

.inhaltliche Richtigkeit durch das Revisionsgericht (BSG lO‚

49)° Indem das LSG der Entscheidung im vorliegenden Rechts—

streit die obenbezeichneten3 in Wirklichkeit aber nicht be—

stehenden Erfahrungssätze zugrunde gelegt hat9 hat es die
Grenzen des Rechts der freien Beweiswürdigung überschrit—

ten° Sein Verfahren leidet daher an einem wesentlichen

Mangel (BSG 29 2563 103 G8; SozR Nr° 16 zu 5 128 SGG)° Ob

ein weiterer Verfahrensmangel dann anzunehmen wäre? wenn
das LSG es unterlassen hätte% das von ihm verwertetc Er—

fahrungswissen den Beteiligten vor der Entscheidung zu er—

öffnen und ihnen Gelegenheit_zur Stellungnahme zu geben

(vglo dazu JZ 1968; 641‚ 670)„ braucht der Senat im vor—
liegenden Rechtsstreit nicht zu prüfen„ weil die Beklagte

eine hierauf gerichtete Verfahrensrüge nichts jedenfalls

nicht rechtzeitig? erhoben hat„

Mit dem aufgezeigten Verfahrensmangel im Zusammenhang steht

der von der Beklagten ebenfalls gerügte Verstoß des LSG

gegen die Sachaufklärungspflicht (% 105 SGG)„ Das LSG hat

zwar ausgeführt„ daß der Kläger in der streitigen Zeit
(1945 bis l947) weder durch Vermittlung des zuständigen

Arbeitsamts noch durch eigene Bemühungen eine Beschäftigunr

erlangt hat° Das angefochtene Urteil läßt aber ausreichen—

de Feststellungen darüber vermissen9 was der Kläger in den

zwei Jahren wirklich getan hat‚ wovon er seinen Lebensun—

terhalt und den seiner Familie bestritten hat oder wer

sonst für diesen Lebensunterhalt aufgekommen ist° Hierüber

ist auch nichts aus den Angaben des Klägers in der.Nieder—

schrift des SG vom 5„ Oktober l967 zu entnehmen? auf die

das Urteil des LSG Bezug nimmt° Ebenso sagen die vom Klä—

ger eingereichten Bescheinigungen des Dro Ri$tlüä■üää und

des Arbeitsamts Würzburg nichts über die persönlichen

Lebensverhältnisse des Klägers in der fraglichen Zeit auso
Erst wenn hierüber ausreichende Feststellungen vorliegen9

lassen sich aber zuverlässige Schlüsse darauf ziehen? ob
der Kläger damals unfreiwillig ohne Arbeit gewesen ist und

ob das Merkmal einer unverschuldeten Arbeitslosigkeit bei

ihm vorliegt°
a‚ä_
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Schon diese Verfährensmängel3 welche die Beklagte? der Vor—
schrift des 5 164 Abs° 2 Satz 2 sec entsprechend? gerügt hat,
machen die Revision nach 5 162 Abs° l Nr° 2 SGG statthai‘t°

_Es braucht nicht geprüft zu werden? ob auch der weitere von
der Beklagten geltend gemachte Verfahrensmangel (Verkennung

der Feststellungslast) zur
Statthäftigkeit der Revision

führen kann° '

Die hiernach statthafte Revision ist auch begründet; es kann
nicht ausgesch1083en werden? daß das LSG bei prozessual rich—

tiger Rechtsfindung zu einem anderen Ergebnis gekommenwäre°
Da der Senat in Ermangelung ausreichender tatsächlicher Fest—

stellungen nicht selbst in der Sache entscheiden kann? muß
das angefochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit?

entsprechend dem hilfsweise gestellten Antrag der Beklagten?

zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückver-

wiesen werden° Dabei wird das LSG auch über die Kosten des

Revisionsverfahrens zu entscheiden haben°
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